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STELLUNGNAHME ZUM BUNDESGESETZ  
ÜBER DAS ENTLASTUNGSPAKET 2027 

 
Sehr geehrte Damen und Herren 

 

Der Gewerbeverband Basel-Stadt dankt Ihnen für die Gelegenheit, in dieser Stellungnahme seine 

Positionen und Erwartungen zum Vorentwurf des Bundesgesetzes über das Entlastungspaket 2027 

(EP27) darzulegen. Wir begrüssen grundsätzlich das Bestreben des Bundesrats, die Staatsfinanzen zu 

stabilisieren und die Schuldenbremse einzuhalten. Allerdings darf es nicht zu massiven Einschnitten in 

jene Bereiche kommen, die für den Wirtschaftsstandort Basel und für unsere KMU unverzichtbar sind – 

insbesondere Bildung, Infrastruktur und Innovationsförderung. Ein rein auf Kürzungen ausgerichteter 

„Rotstift-Ansatz“ würde zu Lasten der KMU gehen und langfristig höhere Folgekosten nach sich ziehen.  

 

1. Bildung, Forschung und Innovation 

Kürzungen bei den Bundesbeiträgen an Berufsbildung, Fachhochschulen und Universitäten 

bremsen die dringend benötigte Fachkräfteausbildung. Gleichzeitig gefährden geringere Mittel 

im Bereich Forschung und Innovationsförderung die internationale Wettbewerbsfähigkeit der 

regionalen Wirtschaft. 

2. Infrastruktur und Verkehr 

Basel ist ein logistikstrategisch wichtiger Knotenpunkt. Kürzungen bei Bahn-, Strassen- und 

Agglomerationsprojekten verschärfen Staus, verlängern Lieferzeiten und erhöhen 

Transportkosten. Jeder in den Abbau solcher Engpässe investierte Franken generiert laut 

Studien mehr als den doppelten volkswirtschaftlichen Nutzen. Zudem widersprechen 

Einschnitte bei Nationalstrassen- und Agglomerationsprogrammen demokratisch legitimierten 

Finanzierungsentscheiden (z.B. NAF).  

3. Wirtschaftsförderung und Standortmarketing 

Reduzierte Ausgaben für Tourismusförderung und Standortmarketing schwächen das Profil der 

Schweiz. Gerade KMU profitieren von einem starken Tourismusökosystem, das Gäste anzieht 

und die regionale Wirtschaft belebt. 

 

Der Gewerbeverband Basel-Stadt begrüsst – in Übereinstimmung mit dem Schweizerischen 

Gewerbeverband (sgv) – die geplanten Sparbemühungen im Personalbereich der Bundesverwaltung. 
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Eine Straffung des Verwaltungsapparats und verstärkte Digitalisierung tragen dazu bei, Ausgaben zu 

senken, ohne die KMU unnötig zu belasten. Allerdings muss sichergestellt bleiben, dass zentrale 

Bewilligungs- und Genehmigungsverfahren weiterhin zügig bearbeitet werden, um Engpässe zu 

vermeiden. 

 

Ablehnung der Steuererhöhungen auf Kapitalbezügen 

Darüber hinaus lehnt der Gewerbeverband Basel-Stadt die geplanten Steuererhöhungen auf 

Kapitalbezügen aus der 2. und 3. Säule ausdrücklich ab. Diese Massnahme führt zu merklichen 

Mehrbelastungen für Selbstständige und gutverdienende Angestellte, die während ihres gesamten 

Erwerbslebens bereits hohe Beiträge geleistet haben. Der Bund hat unserer Ansicht nach primär ein 

strukturelles Ausgabeproblem; neue Einnahmen zu generieren, setzt ein falsches Signal – 

insbesondere, wenn dies zulasten jener geschieht, die eigenverantwortlich fürs Alter vorsorgen. 

 

Anbindung des Bundesbeitrags an die Mehrwertsteuereinnahmen 

Die geplante Anbindung des Bundesbeitrags an das Mehrwertsteuerwachstum schafft aus Sicht des 

Gewerbeverbands Basel-Stadt zwar eine gewisse Planbarkeit für die Finanzierung der AHV, löst aber 

das demografisch bedingte, strukturelle Problem nicht. Sollten d ie Bundesbeiträge trotz Kopplung an 

die Mehrwertsteuer nicht ausreichen, werden früher oder später wieder höhere Lohnprozente für 

Arbeitnehmende und Arbeitgebende gefordert. Das lehnen wir ab: Jede zusätzliche Belastung bei den 

Lohnnebenkosten schwächt die Wettbewerbsfähigkeit der Schweizer KMU, was gerade für kleine 

Firmen eine grosse Herausforderung darstellt. Wir fordern daher, dass die Politik sich rechtzeitig mit 

der strukturellen AHV-Finanzierung auseinandersetzt und nachhaltige Lösungen findet, ohne diese 

hauptsächlich den Arbeitnehmenden und Betrieben aufzubürden, insbesondere auch im Hinblick auf 

die Finanzierung der 13. AHV-Rente. 

 

 

Zusammengefasst fordern wir aus Sicht der KMU: 

 

1. Klare Priorisierung statt pauschaler Kürzungen 

Investitionen in Bildung, Forschung, Tourismus und Infrastruktur sind essenziell für die 

wirtschaftliche Zukunftsfähigkeit der Schweiz. 

2. Konkrete Ziele für den Bürokratieabbau 

Die KMU sehen sich bereits mit umfangreichen Melde- und Dokumentationspflichten 

konfrontiert. Die angekündigte Straffung des Verwaltungsapparats sollte deshalb konkrete, 

messbare Ziele in Bezug auf Digitalisierung, Fristenverkürzung und Verfahrensvereinfachung 

beinhalten. Jede überflüssige Regulierung belastet die Unternehmen und hemmt deren 

Wettbewerbsfähigkeit. 

3. Ablehnung der Steuererhöhungen auf Kapitalbezügen 

Der Gewerbeverband Basel-Stadt verlangt, dass auf diese Massnahme verzichtet wird. Sie 

belastet insbesondere Selbstständige und gutverdienende Arbeitnehmende, die 

eigenverantwortlich fürs Alter vorgesorgt haben. Das strukturelle Problem liegt auf der 

Ausgabenseite – statt neuer Einnahmen braucht es eine Ausgabenkontrolle. 

4. AHV-Finanzierung anstelle kurzfristiger Beitragserhöhungen 

Der Mechanismus zur Anbindung des Bundesbeitrags an das Mehrwertsteuerwachstum 

verschafft zwar Planbarkeit, behebt aber nicht das strukturelle Problem der AHV-Finanzierung. 

Wir lehnen es ab, künftige Lücken primär durch höhere Lohnprozente zu decken. Stattdessen 

braucht es eine ganzheitliche Reform, die Einnahmen, Ausgaben und systemische Fragen 

einschliesst, bevor einseitige Mehrbelastungen beschlossen werden. 
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5. Stärkung statt Schwächung der Mobilität: Verkehrsinfrastruktur ist kein Sparobjekt – sie 

ist Produktivitätsmotor. 

6. Begrenzung der Neuverschuldung 

Wir begrüssen das Bekenntnis zur Schuldenbremse und fordern eine konsequente 

Ausgabenpolitik, die zusätzliche Verschuldung vermeidet.  

 

 

Der Gewerbeverband Basel-Stadt anerkennt die Notwendigkeit, die Staatsfinanzen zu konsolidieren, 

und unterstützt grundsätzlich die Ziele des Entlastungspakets 2027. Wir warnen jedoch vor 

Sparmassnahmen, die das Potenzial für Innovation, Bildung und Infrast ruktur gefährden, sowie vor 

Steuern und Abgaben, die insbesondere kleine und mittlere Unternehmen überproportional belasten. 

Statt kurzfristig neue Einnahmen zu suchen, sollte das strukturelle Ausgabeproblem angegangen und 

eine vorausschauende, wachstumsorientierte Finanzpolitik verfolgt werden. Nur so bleiben die KMU 

und der Wirtschaftsstandort Basel langfristig wettbewerbsfähig und prosperierend.  

 

 

Wir danken Ihnen für die Berücksichtigung unserer Anmerkungen und Anliegen.  

 

Für allfällige Rückfragen steht Ihnen Tamara Hunziker (Tel. 061 227 50 73, E-Mail: t.alu@gewerbe-

basel.ch) gerne zur Verfügung. 

 

 

Gewerbeverband Basel-Stadt 

 

 

 

 

 

 

 

Reto Baumgartner Tamara Hunziker 

Direktor Leiterin Politik 

 

 

 

 

 

 

 


